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verordnetenVersammlung wieder anzunehmen; die Volksver­
tretungen der Stadtbezirke erhielten die Bezeichnung Bezirks­
verordnetenversammlungen.
11.12.1957 Das Gesetz zur Ergänzung des Strafgesetzbuchs 
war die komplexe Regelung wesentlicher und prinzipieller 
Fragen des Strafrechts. Es führte als neue Strafarten die 
bedingte Verurteilung und den öffentlichen Tadel ein und 
verankerte den materiellen Straftatbegriff.
11.2.1958 Das Gesetz über die Vervollkommnung und Ver­
einfachung der Arbeit des Staatsapparats enthielt Grund­
sätze für die Leitung und Planung des gesamten Staats­
apparats und für die stärkere Einbeziehung der Werktätigen 
in die Lenkung von Staat und Wirtschaft.
31. 3.1958 VO über die Aufgaben und die Stellung des Wirt­
schaftsrates beim Magistrat und über die Aufgaben und 
Struktur der Plankommissionen bei den Räten der Stadt­
bezirke.
10.—16. 7.1958 Der V. Parteitag der SED stellte die Aufgabe, 
während der nächsten Jahre die sozialistischen Produktions­
verhältnisse zum Siege zu führen und die Übergangsperiode 
vom Kapitalismus zum Sozialismus im wesentlichen abzu­
schließen. Es wurden Vorschläge für die Wahl der Richter und 
für die Ausarbeitung von Gesetzen auf verschiedenen Rechts­
gebieten unterbreitet.
8.12.1958 Mit dem neuen Gesetz über den Ministerrat und 
dem Gesetz über die Auflösung der Länderkammer wurden 
Maßnahmen zur konsequenten Durchsetzung des demokrati­
schen Zentralismus, zur Entfaltung der sozialistischen Demo­
kratie und zur Vervollkommnung der Leitungstätigkeit der 
Staatsorgane getroffen.
3. 6.1959 Das LPG-Gesetz trug zur Festigung der genossen­
schaftlichen Eigentumsverhältnisse bei, förderte den weiteren 
freiwilligen Zusammenschluß der Einzelbauern in LPGs und 
stärkte das Bündnis der Arbeiterklasse mit den Genossen­
schaftsbauern.
1.10.1959 Das Gesetz über die Wahl der Richter der Kreis- 
und Bezirksgerichte durch die örtlichen Volksvertretungen 
schuf die Voraussetzungen für die ersten Richterwahlen in 
der DDR (15.10.-30.11.1960).
Frühjahr 1960 Endgültiger Sieg der sozialistischen Produk­
tionsverhältnisse auf dem Lande: Alle Bauern der DDR 
hatten sich in LPGs zusammengeschlossen. In Berlin bewirt­
schafteten 16 LPGs und 7 GPGs 90,7 Prozent der landwirt­
schaftlichen Nutzfläche.
12.9.1960 Bildung des Staatsrates der DDR, der aus dem 
Vorsitzenden, 6 stellvertretenden Vorsitzenden, 16 Mitgliedern 
und dem Sekretär bestand. Vorsitzender wurde Walter 
Ulbricht.'
30.1.1961 Der Beschluß des Staatsrates über die weitere 
Entwicklung der Rechtspflege orientierte auf eine noch 
engere Verbindung der Justizorgane mit den Werktätigen.
12.4.1961 Das erste Gesetzbuch der Arbeit regelte systema­
tisch und in sich geschlossen die Arbeitsverhältnisse der 
Arbeiter und Angestellten nach den Prinzipien der sozialisti­
schen Organisation der Arbeit.
20. 5.1961 Urteil des Obersten Gerichts gegen den KZ-Auf- 
seher Schäfer wegen Nazi- und Kriegsverbrechen.
13. 8.1961 Sicherung der Staatsgrenze der DDR zu Westberlin 
und zur BRD.
23.8.1962 Errichtung einer Stadtkommandantur der Natio­
nalen Volksarmee für die Hauptstadt.
15.—21.1.1963 Der VI. Parteitag der SED beschloß das 
Parteiprogramm und erklärte den umfassenden Aufbau des 
Sozialismus zur strategischen Aufgabe. Er stellte die Aufgabe, 
neue Gesetzbücher des Zivil-, Straf- und Familienrechts 
auszuarbeiten.
4.4.1963 Erlaß des Staatsrates über die grundsätzlichen 
Aufgaben und die Arbeitsweise der Organe der Rechtspflege. 
Zu seinen wesentlichen Elementen gehörten u. a.: die neue 
Stellung des Obersten Gerichts, dem die alleinige Leitung der 
Rechtsprechung Vorbehalten war; der weitere Ausbau der

Konfliktkommissionen und die Bildung von Schiedskommis- 
' sionen; die Einbeziehung der Arbeitsgerichte in die allge­

meine Gerichtsbarkeit; die Erhöhung der Effektivität des 
Strafverfahrens durch Ausbau des Strafensystems und 
stärkere Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte; das Zusam­
menwirken der Justizorgane und der örtlichen Staatsorgane.
17.4.1963 Neue Gesetze über den Ministerrat, über die 
Gerichtsverfassung und über die Staatsanwaltschaft. Das 
neue GVG legte den Aufbau der Gerichtsorganisation ent­
sprechend dem Prinzip des demokratischen Zentralismus 
sowie die Leitung der Rechtsprechung durch das Oberste 
Gericht fest. Mit dem Inkrafttreten des GVG nahm das 
Oberste Gericht in Berlin die vorher vom Kammergericht 
ausgeübten Funktionen wahr.
17.4.1963 Die neue VO über die Konfliktkommissionen 
regelte Rechte und Aufgaben der Konfliktkommissionen in 
ihrem Zusammenwirken mit den anderen Organen der 
Rechtspflege, mit gesellschaftlichen Organisationen und staat­
lichen Organen.
23.7.1963 Urteil des Obersten Gerichts gegen den Staats­
sekretär im BRD-Bundeskanzleramt Hans Globke wegen 
Mitwirkung an der Verfolgung und Ausrottung der jüdischen 
Bevölkerung (als sog. Schreibtischtäter).
21. 8.1964 Richtlinie des Staatsrates über die Bildung und 
Tätigkeit von Schiedskommissionen.
I. 9.1964 Gesetz über die Nichtverjährung von Nazi- und 
Kriegsverbrechen.
20.12.1965 Das Familiengesetzbuch beseitigte die bisherige 
Zersplitterung des Familienrechts und entwickelte die grund­
rechtliche Stellung der Familie weiter. Es bildete zugleich die 
gesetzliche Grundlage für die Verwirklichung der sozialisti­
schen Familienpolitik als Teil der Sozialpolitik.
25. 3.1966 Urteil des Obersten Gerichts gegen den KZ-Arzt 
Fischer wegen schwerster Verbrechen gegen die Menschlich­
keit im KZ Auschwitz.
17.—22.4.1967 Der VII. Parteitag der SED forderte zur 
weiteren Ausgestaltung der sozialistischen Demokratie u. a. 
eine verstärkte wissenschaftliche Fundierung der gesamten 
staatlichen Leitungstätigkeit sowie den Ausbau der ver­
schiedenen Formen ehrenamtlicher Mitwirkung der Bürger.
12.1.1968 Verabschiedung grundlegender Gesetze durch die 
Volkskammer: Strafgesetzbuch; Strafprozeßordnung; Gesetz 
zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten; Gesetz über den 
Vollzug von Strafen mit Freiheitsentzug und über die Wieder­
eingliederung Strafentlassener in das gesellschaftliche Leben. 
Mit dem StGB war erstmals in der deutschen Geschichte eine 
Strafrechtsordnung geschaffen worden, die den gemeinsamen 
Kampf von Gesellschaft und Staat gegen die Kriminalität und 
zur Beseitigung ihrer Ursachen als Aufgabe bestimmte und 
rechtlich fixierte.
6. 4.1968 Annahme der sozialistischen Verfassung der Deut­
schen Demokratischen Republik durch Volksentscheid. 
90,96 Prozent der Abstimmungsberechtigten der Hauptstadt 
stimmten für die Verfassung, die die seit 1949 vollzogene 
Umwälzung bis zum Sieg des Sozialismus und die Ergebnisse 
des umfassenden Aufbaus des Sozialismus verankerte.
II. 6.1968 Nachdem die Verfassung die Konflikt- und 
Schiedskommissionen als gesellschaftliche Gerichte in das 
sozialistische Gerichtssystem einbezogen hatte, wurden die 
grundlegenden Bestimmungen für ihre Tätigkeit im Gesetz

. über die gesellschaftlichen Gerichte zusammengefaßt und in 
Erlassen des Staatsrates vom 4.10.1968 für Konflikt- und 
Schiedskommissionen konkretisiert.
15.—19.6.1971 Der VIII. Parteitag der SED beschloß die 
Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft und 
die Durchführung der Politik der Hauptaufgabe in ihrer 
Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik. Zur Stärkung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit4 wurde festgelegt, die Rechts­
ordnung ständig zu vervollkommnen; dazu gehörte, das 
Wirtschafts- und das Arbeitsrecht auszugestalten und das 
Zivilgesetzbuch fertigzustellen. Erich Honecker wurde zum 
Ersten Sekretär des Zentralkomitees der SED gewählt.


